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5 Die Berechtigten unterhalten die konzessionierten Bauten oder Anlagen auf
eigene Kosten.  Sie  müssen sie auf  eigene Kosten verlegen und anpassen,
wenn dies wegen des Baus oder Unterhalts der Strasse erforderlich ist. Sie tra-
gen alle Kosten, die wegen der Sondernutzung entstehen.

Art.  71 Gebühren
1 Für gesteigerten Gemeingebrauch und Sondernutzung können Gebühren er-
hoben werden.
2 Die Trägerschaft des öffentlichen Verkehrs ist von solchen Gebühren befreit.

Art.  72 Verkehrsunterbrechung
1 Bei Verkehrsunterbrechungen auf öffentlichen Strassen kann der Verkehr auf
andere Strassen umgeleitet werden.
2 Anstösserinnen und Anstösser oder Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs-
teilnehmer haben keinen Schadenersatzanspruch.
3 Wird die durch die Umleitung beanspruchte Strasse beschädigt, so trägt die
Verursacherin oder der Verursacher der Umleitung die Kosten für die Beseiti-
gung der Beschädigung.

7 Öffentliche Strassen und benachbartes Grundeigentum

Art.  73 Beeinträchtigungsverbot
1 Die  Anstösserinnen  und  Anstösser  dürfen  die  öffentlichen  Strassen  weder
durch Bauten, Anlagen, Pflanzen, Bäume noch durch sonstige Vorkehren be-
einträchtigen.  Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Waldgesetzes über
vorsorgliche  Massnahmen  gegen  Lawinen,  Rutschungen,  Erosion,  Eis-  und
Steinschlag sowie die spezialgesetzlichen Bestimmungen über die Offenhal-
tung von Verkehrswegen bei Katastrophen und Notlagen.
2 Auf Kantonsstrassen ist die zuständige Stelle der BVE für die vorsorgliche
Waldpflege zum unmittelbaren Schutze der Strasse und für das Freihalten des
Lichtraumprofils verantwortlich.

Art.  74 Duldungspflicht
1 Die Anstösserinnen und Anstösser müssen Eingriffe dulden, die sich ergeben
aus

a Massnahmen des Strassenbaus und -unterhalts, wenn der Eingriff nur mit
unverhältnismässigem Aufwand vermieden werden könnte,

b Vorkehren für die Abwendung von unmittelbar drohenden Gefahren,
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Art.  82 Strassenverbreiterung im Bauverbotsstreifen, Anpassungs- und 
Beseitigungskosten

1 Wird für die Verbreiterung einer öffentlichen Strasse der Erwerb von Grund
und Boden des Bauverbotsstreifens notwendig, so sind auf Aufforderung des
Strasseneigentümers allfällige in diesem Streifen seit dessen Bestehen erstell-
te Bauten und Anlagen, einschliesslich der Leitungen, auf Kosten ihrer Eigentü-
mer den neuen Verhältnissen anzupassen oder zu entfernen.

Art.  83 Lichtraumprofil
1 Der Raum über der Fahrbahn von öffentlichen Strassen einschliesslich des
Raums seitlich zum Fahrbahnrand (lichte Breite) ist bis auf eine Höhe von min-
destens 4,50 Metern frei  zu halten.  Bei Versorgungsrouten kann der Regie-
rungsrat eine Höhe von bis zu 5,50 Metern vorschreiben.
2 Der Raum über Fuss-, Geh- und Radwegen ist in der Regel bis auf eine Höhe
von 2,50 Metern frei zu halten.
3 Die lichte Breite ist auf einer Breite von 0,50 Metern freizuhalten.

Art.  84 Besitzstandsgarantie
1 Unter  Vorbehalt  von  Absatz  2  gelten  die  Bestimmungen  über  die
Besitzstandsgarantie nach Artikel 3 BauG sinngemäss.
2 Wenn es die Verkehrssicherheit erfordert, kann das zuständige Gemeinwesen
unter Vorbehalt von Artikel 73 verlangen, dass Bauten, Anlagen, Pflanzen und
sonstige Vorkehren, die Strassenabständen, dem Lichtraumprofil, Sichtzonen
oder dem Verbot  der  Beeinträchtigung widersprechen,  innert  angemessener
Frist beseitigt oder angepasst werden.

Art.  85 Zugänge und Zufahrten
1 Zugänge, Zufahrten, Weganschlüsse und Einmündungen aller Art auf öffentli-
che Strassen, ihre Erweiterung und gesteigerte Benutzung bedürfen der Bewil-
ligung des zuständigen Gemeinwesens.
2 Pro Grundstück wird in der Regel nur ein Strassenanschluss bewilligt.
3 Die Kosten eines neuen oder geänderten Strassenanschlusses und der An-
passung der Strasse trägt die interessierte Grundeigentümerin oder der inter-
essierte Grundeigentümer.
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Art.  89 Aufsicht über die Gemeinden
1 Die  zuständige  Stelle  der  BVE beaufsichtigt  den Vollzug  dieses  Gesetzes
durch die Gemeinden.
2 Vernachlässigt eine Gemeinde trotz Mahnung ihre Vollzugspflichten und wer-
den dadurch öffentliche Interessen gefährdet, so kann an ihrer Stelle die zu-
ständige Stelle der BVE die erforderlichen Massnahmen treffen. Die Gemeinde
trägt die Kosten.

Art.  90 Vereinbarungen im Zusammenhang mit Nationalstrassen
1 Der Regierungsrat kann mit dem Bund Leistungsvereinbarungen über Unter-
halt und Betrieb der Nationalstrassen abschliessen. Er kann diese Kompetenz
an die BVE übertragen.
2 Der Regierungsrat  kann durch Vertrag mit  anderen Kantonen eine Träger-
schaft für die gemeinsame Erfüllung dieser Aufgabe bilden.

Art.  91 Übertragung von kantonalen Aufgaben
1 Die zuständige Stelle der BVE kann Gemeinden oder Dritte mit Leistungsver-
trägen für den Vollzug dieses Gesetzes beiziehen.
2 Die Leistungen der Gemeinden oder von Dritten werden grundsätzlich nach
im Voraus festgelegten Ansätzen abgegolten.

Art.  92 Rechtspflege
1 Unter Vorbehalt von Artikel 32 Absatz 2 gelten die Vorschriften des Gesetzes
vom 23. Mai 1989 über die Verwaltungsrechtspflege (VRPG)1).

Art.  93 Herstellung des rechtmässigen Zustandes
1 Stellt  die  Behörde  eine  Missachtung  einer  vollstreckbaren  Verfügung oder
eine andere Rechtswidrigkeit fest, verfügt sie die Schaffung oder Wiederher-
stellung des rechtmässigen Zustandes.

1) BSG 155.21

 




